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Eintragung der Fischereiberechtigung im Grundbuch
Grundsätzliches und vermessungstechnische Anleitung
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Abstract
The republic of Austria, as owner of the public water property, has to tolerate the enroll-
ment of existing, obvious and indisputable fishery rights in the land register. This fishery
right is registered only in the “Vormerkblatt” of the fishery land-register until now. This
enrollment doesn’t justify any new right but manages legal certainty for existing fishery
rights.

Kurzbeschreibung
Aufgrund des Erkenntnisses des Obersten Gerichtshofes vom 27. 2. 2001, 1 Ob 277/00t, muss
der Bund als Eigentümer des öffentlichen Wassergutes nicht verbücherte Fischereirechte gegen
sich gelten lassen, wenn sie als offenkundige Dienstbarkeiten anzusehen sind. Es handelt sich
dabei um ein Fischereirecht, das im bezughabenden Vormerkblatt des Fischereikatasters zu-
gunsten eines Fischereiberechtigten eingetragen ist und das der jeweilige Fischereiberechtigte
unbestritten ausübt. Die Durchbrechung des Eintragungs- und Hinterlegungsgrundsatzes gemäß
§ 481 ABGB führt dazu, dass eine Einverleibung einer offenkundigen Dienstbarkeit (Fische-
reirecht) auf Grundstücken des öffentlichen Wassergutes nicht rechtsbegründend ist, sondern
ein bestehendes Recht absichert und damit der Rechtssicherheit dient.
Diese Regelung trifft auf den Eigentümer »Republik Österreich« zu; sollte hingegen eine
Eigentumsübertragung (z.B. zugunsten der ÖBF) erfolgen, würden geänderte Rahmenbedin-
gungen vorliegen und lassen derzeit eine Abschätzung der Konsequenzen noch nicht zu.
Die Eintragung bestehender, unstrittiger Fischereirechte im Grundbuch regelt das Bundesge-
setz »Belastung des öffentlichen Wasserguts mit Fischereirechten«, BGBl. 157/2001 vom
28. 12. 2001.

Geschichtliche Entwicklung
Die Ausübung der Herrschaft an Grund und Boden war ursprünglich den Landesherren, der
Kirche oder dem Adel vorbehalten. Dies galt nicht nur für das Eigentum an Grund und Boden,
sondern auch für die damit verbundenen Rechte, wie die Jagd und die Fischerei.
Zu Beginn des 19. Jh. (Patent vom 23. 12. 1817) erfolgte zum Zwecke einer gerechteren Grund-
besteuerung die katastrale Vermessung sämtlicher Grundstücke der Donaumonarchie. Im
Grundbuch (GBAG) wurden sämtliche Grundstücke (im A1-Blatt), die damit verbundenen
Rechte (im A2-Blatt), die Eigentümer der Grundstücke (im B-Blatt) und die Belastungen (im
C-Blatt) eingetragen.
Die Grundstücke des öffentlichen Guts – Straßen, Wege und Gewässer – wurden nicht im
Grundbuch, sondern in einem Hilfsverzeichnis (VZ 50.000 bzw. 50.001) eingetragen, was dazu
führte, dass Belastungen dieser Grundstücke nicht eintragbar waren, weil dieses Hilfsver-
zeichnis dem Grundbuch nicht gleichgestellt ist. Diesem Umstand wurde, für die Sicherung
der Fischereiberechtigungen (Fischereirahmengesetz 1884), mit der Anlegung des Fischerei-
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katasters begegnet, welcher in der 2. Hälfte des 19. Jh. installiert wurde. Erst am Beginn des
20. Jh. schuf man das Grundbuchshinterlegungsgesetz, welches als Zusatzinstrument für
Grundbuchseintragungen anzusehen ist und eine Sicherung der Fischereirechte auch im Grund-
buch ermöglichte.

Rechtlicher Hintergrund
Mit dem Inkrafttreten des »Bundesgesetzes betreffend die Belastung öffentlichen Wassergutes
mit Fischereirechten« besteht nunmehr die legistische Grundlage für die Verbücherung von
offenkundigen Fischereirechten. Die mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes betrauten Bun-
desminister für Finanzen bzw. Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft haben
für die Bundesländer die jeweiligen Landeshauptmänner als Verwalter des öffentlichen Was-
sergutes ermächtigt, das Bestehen von offenkundigen Fischereirechten an den Gewässern des
öffentlichen Wassergutes durch Ausstellung einer Urkunde gemäß BGBl. 39/1955 (AGAG),
§ 33, in jenen Fällen zu bestätigen, in denen die Ausübung des Fischereirechtes über 20 Jahre
durch Eintragung des Fischereiberechtigten oder seiner Rechtsvorgänger in den Fischerei-
kataster (das Fischereibuch) belegt ist.
Der Landeshauptmann als Verwalter des öffentlichen Wassergutes anerkennt, über Nachweis,
derartige offenkundige Fischereirechte (Anerkennungsverfahren), wobei durch dieses Prü-
fungsverfahren keine wie immer geartete Bindung des Bundes entsteht. Der Zweck der nach-
stehenden Erhebungen ist es, dem Verwalter des öffentlichen Wassergutes Klarheit darüber zu
verschaffen, ob es sich bei den anzumeldenden Fischereirechten um eine offenkundige Dienst-
barkeit im Sinn des oben genannten Erkenntnisses handelt. 
Es ist darauf hinzuweisen, dass über dieses Genehmigungsverfahren hinaus, als Voraussetzung
für die grundbücherliche Durchführung, eventuell eine bescheidmäßige Feststellung des Lan-
deshauptmannes als Wasserrechtsbehörde notwendig ist. Darin ist festzuhalten, dass durch die
Einräumung des Fischereirechtes keine Beeinträchtigung der Widmungszwecke des ÖWG ein-
tritt. Weiters darf festgestellt werden, dass anstelle dieses Genehmigungsverfahrens auch die
Anmeldung im Rahmen eines Einbücherungsverfahrens über Antrag des Fischereiberechtig-
ten denkbar ist (vgl. § 1 Abs. 2 AGAG). Jedoch ist an dieser Stelle anzumerken, dass die Auf-
sandungsurkunde als Titel der Grundbuchseintragung für die entsprechend höhere Rechts-
sicherheit sorgt.

Voraussetzungen für die Grundbuchseintragung
Wenn ein Fischereiberechtigter Interesse an der Einverleibung der Dienstbarkeit des Fische-
reirechtes auf ÖWG-Grundstücken hat, so ist wie folgt zu unterscheiden:
Das ÖWG wurde in der betroffenen Katastralgemeinde noch nicht eingebüchert. Eine Ein-
verleibung der Dienstbarkeit des Fischereirechtes ist vor der Einbücherung des Öffentlichen
Wassergutes nicht möglich. Es erfolgt die Unterfertigung einer entsprechenden Urkunde durch
den jeweiligen Landeshauptmann auf Antrag nach entsprechender Prüfung. 
Das ÖWG wurde in der betroffenen Katastralgemeinde bereits eingebüchert. In diesen Fällen
ist eine Einverleibung der Dienstbarkeit des Fischereirechtes auf bestehenden ÖWG-Grund-
stücken möglich. Der Landeshauptmann unterfertigt über Antrag des Fischereiberechtigten
nach vorangegangener Prüfung eine entsprechende Aufsandungsurkunde bzw. eine Verein-
barung.
In beiden Fällen sind danach die entsprechenden grundbuchsrechtlichen Handlungen durch
den Fischereiberechtigten vorzunehmen und etwaige weitere grundbuchsrechtliche Erforder-
nisse für die Einverleibung von Fischereirechten zu erfüllen.
Anträge auf Anerkennung des Fischereirechtes und Unterfertigung einer Aufsandungserklärung
bzw. Vereinbarung zur Einverleibung der Dienstbarkeit des Fischereirechtes sind bei der jewei-
ligen Bezirkshauptmannschaft (Fischereirecht) einzubringen.
Im Antrag sind alle Fischereiberechtigten eines Reviers mit Name, Vorname, Geburtsdatum,
Beruf und Anschrift anzugeben. Wenn ein Vertreter einschreitet, ist eine Vollmacht vorzu-
legen.
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Übereinstimmung mit dem Fischereikataster: Die Eintragung im Fischereikataster ist zu prü-
fen, wörtlich einzuhalten und durch die Vorlage einer Kopie des bezughabenden Vormerkblattes
für den Fischereikataster zu belegen. Weiters prüft die Bezirkshauptmannschaft die Fischerei-
katastereintragung und bestätigt, dass das Fischereirecht nicht streitverfangen ist.
Mindestens 20-jährige Ausübung des Fischereirechts: Die Ausübung des Fischereirechtes ist
durch die Eintragung des Fischereiberechtigten oder seiner Rechtsvorgänger in den Fischerei-
kataster über einen Zeitraum von mindestens 20 Jahren zu belegen. Sollte im gegenständlichen
Vormerkblatt des Fischereikatasters eine Eintragung, die älter als zwanzig Jahre ist, fehlen, so
ist die zumindest zwanzigjährige Existenz bzw. die Ausübung des Fischereirechtes auf andere
Art nachzuweisen.
Zusätzlich ist eine Erklärung des Vorsitzenden des jeweiligen Fischereirevierausschusses vor-
zulegen, in dem die Ausübung des Fischereirechtes durch den Antragssteller bestätigt und auf-
grund der vorgelegten Unterlagen eine Empfehlung ausgesprochen wird, dem Antrag stattzu-
geben.

Vermessungsarbeiten für die Dienstbarkeitsurkunde
Als Grundlage für die koordinative Einmessung der Fischereigrenzen ist eine örtliche Ver-
handlung vorzunehmen, zu welcher die direkt betroffenen und angrenzenden Fischereibe-
rechtigten einzuladen sind. Wo es notwendig ist, erfolgt die Kennzeichnung der Fischerei-
grenzen in üblicher Form.
Die Grenzverhandlung ist in einer Niederschrift (Protokoll) samt der Zustimmungserklärung
der Berechtigten abzufassen, welche Teil der Vermessungsurkunde ist. Die Vermessung der
Fischereigrenzen hat zweckmäßig im Anschluss an das Landeskoordinatensystem zu erfolgen.
Die Darstellung der Grenzen erfolgt in einem amtlichen Katasterlageplan (DKM; s. Abb.1)
unter Einbeziehung sonstiger erforderlicher Informationen (Angaben zu Politische Gemeinde,

Abb. 1: Auszug aus Fischereikatasterplan: blau = Gewässer (Nachbarrevier od. Privateigentümer), grün =
Grdst. des ÖWG (Rep. Österr.; betroffener Revierplan), kariert = betroffene Landfläche (Benützungsab-
schnitt: kein Gewässer)
Anmerkung: Personenbezogene Daten, KG-Namen u.ä. wurden ausgeblendet.

©Österr. Fischereiverband u. Bundesamt f. Wasserwirtschaft, download unter www.zobodat.at



219

Katastralgemeinde, Grenzpunkte der Fischereigrenzen, Grundstücksnummern u.ä.m.). Ebenso
sind die angrenzenden Fischereiberechtigten und Auszüge aus dem Vormerkblatt des Fische-
reikatasters im Plan anzugeben.
Die Kennzeichnung und Vermessung von Fischereigrenzpunkten kann entfallen, wenn diese
mit (koordinativ gegebenen) Grundstücksgrenzen zusammenfallen.
Der Ingenieurkonsulent für Vermessungswesen beurkundet, dass die in der Natur verhandel-
ten Grenzen jenen des Fischereikatasters entsprechen. Bei Abweichungen sind die Fischerei-
Berechtigten aufzufordern, diese im Fischereikataster richtig stellen zu lassen.

Art der Dienstbarkeit
Die Dienstbarkeit des Fischereirechtes kann eine Real- oder eine Personaldienstbarkeit sein
d.h. sie steht nur einer bestimmten Person auf deren Lebenszeit zu. Der Antragsteller hat sein
Fischereirecht diesbezüglich zu prüfen.
Dienendes Gut: Die Liegenschaft des dienenden Gutes ist nach Einlagezahl, Grundbuchsge-
richt, Katastralnummer, Katastralgemeinde sowie Grundstücksnummer des betroffenen Fische-
reirevieres anzuführen (s. Tab.1) und durch eine amtliche Grundbuchsabschrift zu belegen.

Abb. 2: Beispiel einer
Legende zum Fischerei-
katasterplan
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Herrschendes Gut: Die Liegenschaft des herrschenden Gutes ist nach Gerichtsbezirk, Kata-
stralgemeinde, Katastralgemeindenummer, Einlagezahl sowie Grundstücksnummer des betrof-
fenen Fischereirevieres anzuführen und ebenfalls durch eine amtliche Grundbuchsabschrift zu
belegen.

Übersichtspläne, Fortführung, Aktualisierung
Überlegungen hinsichtlich der Erstellung geeigneter Übersichtspläne (s. Abb. 3; für die BH,
den Bezirksrevierausschuss u.a.) und der Einbindung der Fischereikatasterpläne in ein GIS
(Geographisches Informations-System) sollten möglichst vorab mit der entsprechenden Lan-
desdienststelle abgesprochen und festgelegt werden. Die graphischen (planlichen) Fort-

Abb. 3: Übersichtsplan: natürliches Gewässernetz; unterschiedliche Farben kennzeichnen unterschied-
liche Reviere

Tab. 1: Ausschnitt aus der Grundstücksliste des dienenden Guts mit KG-Name, KG-
Nummer, EZ, Bezeichnung (Beschreibung der Benützungsart) des Grundstücks

KG: Grafenstein KG-Nr.: 72113 EZ: 359 Bezeichnung
Grdst.: 523/1 Gurk

523/55 Gurk
602 Gurk
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führungsarbeiten werden nach Maßgabe der Änderungen und der jeweiligen Aufgabenstellung
individuell zu regeln sein; sonstige Anträge und Änderungen (z.B. des Eigentümers) werden
wie bisher von der BH entgegen genommen.
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Abstract
Benefits for fish stocks by improvement of structural features in River Glan by
means of renaturation 
The River Glan is throughout its entire course corrected and chanalized with exceptions
in short stretches near Feldkirchen. In the region of Ebenthal – southeast of Klagenfurt –
the original river type belonged to the barbel region with a total of 31 fish species, an
epipotamal character and meandering morphology.
In 1992 a river section of about 300 m length was restructured in the vicinity of Eben-
thal. The total expense of rd. 45.000 € was financed by means of the local government
as ecological sanitation.
The former straight course of the river was given more space and thereby river banks, as
well as riffles and pools could develop. As a consequence, the number of fish species
increased from 7 to 17, the abundance of fish multiplied by a factor of ten and the bio-
mass doubled.
According to a proposal for the assessment of the ecological status in the water frame-
work directive, the good ecological status could be achieved with respect to criteria for
fish ecology. In contrast the former corrected river course couldn´t meet that classifica-
tion level.

Zusammenfassung

Die Glan ist heute in ihrem gesamten Verlauf bis auf kurze Abschnitte im Raume Feldkirchen begradigt bzw. regu-
liert und verbaut, so auch südöstlich von Klagenfurt bei Ebenthal. Ursprünglich war in diesem Bereich eine epipota-
male, mäandrierende Strecke vorhanden, in der 31 Fischarten vorkamen.
Im Jahre 2002 wurde im Ortsgebiet von Ebenthal ein ca. 300 m langer Abschnitt restrukturiert, die Kosten von etwa
€ 45.000 stammten zu 100% aus Förderungsmitteln des Landes (»Ökologische Sanierungsmaßnahmen«). Die gerade
verlaufende Glan wurden mit Bögen ausgestaltet und die harte Uferverbauung entfernt.
Fischökologische Untersuchungen vor und nach den Maßnahmen erbrachten eine Zunahme der Artenzahl von 7 auf
17, eine Verzehnfachung der Individuendichte und eine Verdoppelung der Biomasse.
Aufgrund eines Bewertungsvorschlages im Zusammenhang mit der Wasserrahmenrichtlinie wurde in diesem Bereich
nunmehr der gute ökologische Zustand erreicht, nachdem dieser zuvor nicht gegeben war.

Einleitung
Die Glan entspringt in den Ossiacher Tauern in einem Quellgebiet im Süden von Feldkirchen.
Nach Feldkirchen fließt sie in Richtung Osten in einem engen Tal »Untere Glan« und mäand-
rierend bis Glanegg, in weiterer Folge reguliert und begradigt durch einen landwirtschaftlich
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